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Vorwort

„Nein, es hat nicht zu heißen: alles, was dem Volke 
nützt, ist Recht, vielmehr umgekehrt: nur was Recht 
ist, nützt dem Volke.“ 

Gustav Radbruch

Die vorliegende Arbeit untersucht die Aktivitäten des Internationalen Wäh-
rungsfonds im Spannungsfeld von nationalem und internationalem Recht. In 
diesem Sinne leistet sie einen Beitrag zur Schriftenreihe „Rechtsfragen der 
Globalisierung“, herausgegeben von Karl Albrecht Schachtschneider. Auf-
bauend auf einer dogmatischen Diskussion der grundlegenden Rechtsbegriffe 
bildet die Wirkung der IWF-Konditionalität auf die Souvernität der betroffe-
nen Krisenstaaten einen Schwerpunkt dieser Arbeit, beispielhaft untersucht 
an der griechischen Finanzkrise. Als Ansatz für eine Lösung der verschul-
dungspolitischen Dilemmas wird die Einführung eines Insolvenzverfahrens 
für überschuldete Staaten diskutiert. 

Die Rechts- und Wirtschaftswissenschaftliche Fakultät der Friedrich Ale
xander Universität Erlangen-Nürnberg hat die Arbeit im Januar 2016 als 
Dissertation angenommen. Das Manuskript wurde im Dezember 2015 abge-
schlossen. Entsprechend befindet sich die Literatur weitgehend auf dem 
Stand von Dezember 2015.

Mein herzlicher Dank gilt meinem Lehrer Herrn Professor Dr. jur. Karl 
Albrecht Schachtschneider. Als Doktorvater im besten Sinne des Wortes hat 
er diese Arbeit in allen Stadien ihres Entstehens mit Engagement, Diskus
sionsbereitschaft sowie mit Zuversicht und Nachsicht gefördert. Was er per-
sönlich vorlebt und seinen Schülern weitergibt, ist die Leidenschaft für das 
Recht und den kritischen Geist es zu verteidigen. Sein Vorbild wird mir im-
mer leuchten.

Mein besonderer Dank gilt auch Frau Professor Dr. jur. Angelika Emme-
rich-Fritsche für die Erstellung des Zweitgutachtens. Viele ihrer Beiträge zu 
Fragen des Weltrechts sind in diese Arbeit eingeflossen. 

Frau Professor Regina Riphahn, Ph.D., danke ich für ihr Mitwirken in der 
Prüfungskommission sowie dem Verlag Duncker & Humblot, namentlich 
dem Geschäftsführer Dr. Florian R. Simon, LL.M., für die Drucklegung und 
die hilfreiche Zusammenarbeit. 
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Die Arbeit wurde im Oktober 2017 mit dem Promotionspreis der 
STAEDTLER-Stiftung ausgezeichnet.

Berlin, im Dezember 2017	 Jens Burkhard Funk
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Einführung

Wiederholt sich Geschichte? Haben wir aus den globalen wirtschaftspoliti-
schen Erfahrungen der Vergangenheit gelernt? Diese Fragen stellen sich 
wieder neu angesichts der Eurokrise und den weltweiten Verwerfungen der 
Finanzmärkte, zumal nach der Weltfinanzkrise im Jahr 2008, die an den New 
Yorker Börsenkrach im Jahr 1929 und die darauf folgende Weltwirtschafts-
krise erinnerte1. Die neuen Währungskrisen im Euroraum und die divergie-
renden Vorschläge zu ihrer Bekämpfung, die wachsende Wirtschaftsmacht 
Asiens, das Handelsungleichgewicht zwischen China und den USA, verbun-
den mit entsprechendem Ungleichgewicht der Zahlungs- und Devisenbilan-
zen, der Rohstoffhunger der Industriestaaten, die beklagte Abkoppelung der 
Finanzmärkte von der Realwirtschaft, nicht zuletzt die massive Verschuldung 
von Staatshaushalten sind nur einige besonders brennende Fragen, die drin-
gend einer globalen Abstimmung, wenn nicht Regulierung der Finanzmärkte 
bedürfen. Damit einher geht der Ruf nach einer weltweit koordinierten Wäh-
rungspolitik. Diese umzusetzen oder mindestens nachdrücklich anzumahnen, 
erfordert politisch und ökonomisch anerkannte internationale Institutionen, 
welche international nicht im rechtsfreien Raum operieren dürfen. Kann der 
IWF als eine solche Institution gelten, die diese Herausforderungen in der 
Vergangenheit bewältigte und dies auch in der Zukunft vermag? 

Die seit dem Zusammenbruch des Bretton-Woods-Systems kontrovers ge-
führte Debatte über Status, Funktion und Legitimation des Währungsfonds, 
insbesondere seine problematische Funktion als Kreditgeber (Lender of Last 
Resort), wirft politische und wirtschaftliche, vor allem aber rechtliche Fragen 
auf, die den Schwerpunkt dieser Arbeit bilden.

Ziel der Untersuchung ist es, die tatsächlichen und rechtlichen Zusammen-
hänge der Kreditvergabepraxis des IWF zu beleuchten und deren Auswirkun-
gen aufzuzeigen. Die mit den Begriffen Status, Funktion und Legitimation 
des IWF verknüpften Problemkreise bedingen sich gegenseitig und sind so 
vielgestaltig, dass sie im Rahmen dieser Arbeit nur in Schwerpunkten behan-
delt werden können. Die Frage, wie der IWF de lege ferenda zu reformieren 
ist, wird aus den im Rahmen dieser Arbeit zu untersuchenden Themenberei-
chen ausgeklammert, wenngleich souveränitätsrechtliche Gesichtspunkte in 

1  C.  Reinhart/K.  Rogoff, This Time Is Different: Eight Centuries of Financial 
Folly, 2009.
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eine restriktive Richtung weisen und im Ergebnis eine Einschränkung der 
Kreditvergabepraxis nahelegen werden.

Der erste Teil  der Arbeit widmet sich der Bestimmung und Eingrenzung 
des IWF-Mandats, das sich erst im geschichtlichen Kontext der Erfahrungen 
zweier Weltkriege und der dazwischenliegenden Weltwirtschaftskrise er-
schließt. Vor diesem Hintergrund sind die Ziele, Aufgaben und Befugnisse 
des Fonds sowie sein organisatorischer Aufbau und seine Stellung im Völ-
kerrecht kritisch nachzuzeichnen. Daneben ist das Erkenntnis- und Entschei-
dungsverfahren innerhalb der IWF-Strukturen zu beleuchten.

Gegenstand des zweiten Teils ist die Rolle des Fonds als Kreditgeber, die 
im Laufe der Zeit durch eine Vielzahl unterschiedlicher Vergabefazilitäten 
stetig ausgebaut wurde. Neben dem Verfahren, der Rechtsnatur und der Mo-
ral-Hazard-Gefahr der Kreditvereinbarungen, ist auch die Rolle, die der IWF 
innerhalb des internationalen Finanzsystems eingenommen hat, in den Blick 
zu nehmen. Insbesondere im Zuge der Asienkrise sind neue Institutionen 
entstanden, die den Fonds in Zukunft vor Herausforderungen stellen werden; 
denn sie konkurrieren in Aufgabenbereichen, die bisher unangefochten vom 
IWF besetzt waren.

Die an strenge Auflagen geknüpfte Kreditvergabe des IWF wirft eine Viel-
zahl legitimationstheoretischer Probleme auf. Komplexe Kreditprogramme 
machen die Verantwortungszusammenhänge unübersichtlich und insbeson-
dere bei Überschuldung des Staates verwischen die Grenzen zwischen 
Selbstbestimmung und Fremdbestimmung. Handelt es sich im Einzelfall um 
extrinsische Faktoren, die außerhalb des Einflussbereichs des Staates liegen 
oder um Verhältnisse, welche der eigenen existentiellen Staatlichkeit unter-
worfen sind?

Völkerrechtliche Legitimationsfragen wie die Beurteilung der Konditiona-
lität des IWF setzen grundlegende rechtliche Begrifflichkeiten voraus, die im 
Vorfeld zu klären sind (Teil 3). Insbesondere der zentrale Begriff der völker-
rechtlichen Souveränität ist zu befragen: Was macht die Souveränität des 
Staates im Kern aus? Welche inhaltlichen Strukturen hat sie und wo verlau-
fen ihre Grenzen?

Die Diskussion des Souveränitätsbegriffs kommt ohne ein dogmatisches 
Vorverständnis nicht aus. Seine Substanz gewinnt erst an Klarheit, wenn die 
zugrundeliegenden Rechtsbegriffe und deren Ableitungszusammenhänge in 
kritischer Auseinandersetzung der gegensätzlichen Positionen geschärft wer-
den. Kategorial zugespitzt kann zwischen einem freiheitlichen und einem 
integrationistischen Souveränitätsverständnis unterschieden werden, wobei 
deren Begriffsbestimmung anhand einer präzisierten staats- und völkerrecht-
lichen Dogmatik zu erfolgen hat. Im Anschluss gilt es, auf der Grundlage der 
leitenden Prinzipien einer kantianisch-freiheitlichen Rechtslehre, die Recht 
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als ein universelles Prinzip, nicht aber als universelle Gesetzlichkeit ver-
steht2, den Kern des Souveränitätsbegriffs und seine abstrakte völkerrechtli-
che Begriffsfunktion herauszuarbeiten.

Die Literatur hat sich mit der Problematik der Konditionalität umfangreich 
auseinandergesetzt3. Gleichwohl stieß eine detaillierte Untersuchung der 
Auflagen häufig an Grenzen, weil der konkrete Inhalt der Auflagenpro-
gramme zwischen dem IWF und den Programmstaaten kaum je publik ge-
macht wurde4. Deshalb beruhten viele Bewertungen – etwa zur Asienkrise – 
in großen Teilen auch auf Spekulation5. 

Seit dem Ausbruch der Eurokrise und im Zusammenhang mit den Kredit-
programmen gegenüber Griechenland (auch Portugal und Irland) liegen für 
die Untersuchung der Konditionalität (Teil  4) aber aktuelle, beurteilungsfä-
hige Daten vor, zumal die Memoranda of Understanding zwischen den Pro-
grammstaaten und den beteiligten Institutionen veröffentlicht wurden. Dabei 
lässt die Konditionalität gegenüber den betroffenen Staaten einen deutlichen 
Wandel im staats- und völkerrechtlichen Verständnis erkennen.

Freilich entfaltet sich die Problematik der Konditionalität in jeder Krise 
auf unterschiedliche Weise. In den Krisenstaaten der Euro-Zone müssen sie 
im wirtschafts- und finanzpolitischen Kontext der Europäischen Union gese-
hen werden, in welchem auch europarechtliche Aspekte zum Tragen kom-
men. Gleichwohl lassen sich in der IWF-Politik durchweg erprobte Hand-
lungsmuster und Standardlösungen erkennen. Als Teil  der sogenannten 
„Troika“ (später der „Institutionen“) war der Fonds neben der Europäischen 
Kommission und der Europäischen Zentralbank maßgebend an der Formulie-
rung und Durchsetzung der Kreditkonditionen beteiligt, so dass die Gestal-
tung der Auflagen grundsätzlich (auch) dem IWF zuzurechnen ist. Nicht zu-

2  Eine universelle Rechtslehre muss maßgeblich auf dem Recht auf Selbstbestim-
mung beruhen. Die kantianisch-freiheitliche Rechtslehre beruht auf der „Idee der 
Freiheit als Selbstbestimmung“ und trägt als solche der Pluralität der Rechtskulturen 
bestmöglich Rechnung. Dazu A.  Emmerich-Fritsche, Vom Völkerrecht zum Welt-
recht, 2007, S. 244, S. 217 ff., 1038 f.

3  Im überwiegenden Teil  der Literatur wird die IWF-Konditionalität im Hinblick 
auf wirtschafts- und politikwissenschaftliche Aspekte diskutiert. Die rechtliche Seite 
wird dabei häufig nicht hinreichend berücksichtigt. E. Denter, IMF Conditionality – 
Economic, Social and Cultural Rights, and the Evolving Principle of Solidarity, in: 
International Law and Development, S. 235.

4  G.  Bird, The IMF and the Future, Issues and options facing the Fund, 2003, 
S. 97; S. Schlemmer-Schulte, Internationales Währungs- und Finanzrecht, in: 
Ch. Tietje (Hrsg.), Internationales Wirtschaftsrecht, 2009, S. 395 Fn. 101.

5  K.  Weigeldt, Die Konditionalität des Internationalen Währungsfonds in ihrem 
Verhältnis zur Staatssouveränität und zu den Menschenrechten. Zugleich ein Beitrag 
zu den Entwicklungen staatlicher Souveränität im modernen Völkerrecht, 1999, 
S. 173.


